Landwirtschaftsverordnung  (LwV)
vom       
Der Staatsrat des Kantons Wallis
gestützt auf das kantonale Gesetz über die  Landwirtschaft und Entwicklung des ländlichen Raumes vom       ;
und auf Antrag

beschliesst:
Titel 1 :
Kantonale Kommissionen

Kapitel 1
Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft

Art. 1
Kompetenzen
1 Die kantonale Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft entscheidet als Rekursinstanz gemäss Art. 104 GLER.

2 Falls keine Behörde zuständig ist um Entscheide zu erlassen, wird sie für Rechtsstreite in erster Instanz herangezogen.

Art. 2
Zusammensetzung
1 Die kantonale Rekurskommission für den Bereich Landwirtschaft wird aus neun Mitgliedern, von denen drei aus dem Oberwallis stammen und drei Stellvertretern, von denen einer aus dem Oberwallis ist, zusammengesetzt.

2 Ihr wohnen zwei juristische Kommissionssekretäre und zwei stellvertretende juristische Kommissionssekretäre von denen je einer mit deutscher Muttersprache ist, bei. 

Art. 3
Organisation

1 Der Staatsrat ernennt den Präsidenten für eine Amtsperiode. Das Mandat ist erneuerbar.

2 Im Falle der Nichtverfügbarkeit des Präsidenten, versammelt sich die Kommission und ernennt einen Präsidenten ad interim.

3 Jeder Entscheid wird von einer Kammer, die drei Mitglieder zählt, darunter einen juristischen Kommissionssekretär erlassen und in der  Sprache des zu behandelnden Dossiers abgefasst.

4 Der juristische Kommissionssekretär ermittelt die Akten und verfasst einen Bericht.

Art. 4
Sekretariat

1 Die Adresse der Kommission ist diejenige des Präsidenten.

2 Dieser nimmt die Beschwerden entgegen und bestimmt die Zusammensetzung des Spruchkörpers.

Art. 5
Entschädigung

Der Staatsrat legt durch Beschluss die Art der Entschädigung der Kommissionsmitglieder fest.

Kapitel 2
Kantonale landwirtschaftliche Berufsbildungskommission

Art. 6
Zusammensetzung

1 Die kantonale landwirtschaftliche Berufsbildungskommission besteht aus sieben bis neun Mitgliedern, die die verschiedenen Landwirtschaftssektoren, Produktions- und Sprachregionen vertreten.

2 Der Direktor der Walliser Landwirtschaftsschule ist von Amtes wegen Mitglied dieser Kommission und leitet das Sekretariat.

Art. 7
Organisation und Entschädigung

1 Der Staatsrat ernennt den Präsidenten sowie den Vizepräsidenten für eine Amtsperiode. Das Mandat ist erneuerbar.

2 Die Entschädigung erfolgt gemäss dem Reglement über die Entschädigung von Kommissionen.

Titel 2 :
Information, Förderung und Aufwertung

Art. 8
Definition
1 Unter Information, Förderung und Aufwertung der  Walliser Landwirtschaftsprodukte versteht man:

a)
allgemeine Werbung, Presse und andere Medien;

b) Öffentlichkeitsarbeit;

c) Allgemeine Informationen über Produktionstechniken, die eigentliche Qualität der Produkte, deren Verwendung und die Erkennungszeichen (GUB,GGA, AS, Verbandmarken, etc.);

d) Marktforschungen;

e)
die Ausarbeitung und die Kontrolle qualitativer und quantitativer Kriterien, die auf eine bessere Vermarktung der Produkte abzielen;

f)
die allgemeinen und gezielten Massnahmen zugunsten des Absatzes der Agrarerzeugnisse;

a) Aktivitäten allgemeinen Charakters, die mit der Vermarktung der Produkte zusammenhängen, so wie die Organisation von Stipendien, die Preisbestimmung, die Untersuchungen der Erntevorhersagen und der Bestandeslage, die Sanierungsaktionen des Marktes, die Orientierung der Produktionen oder andere ähnliche Leistungen.

Art. 9
Delegation
1 Die Erfassung und Erhebung von Gebühren werden an die Walliser Landwirtschaftskammer übertragen (nachgenannt: WLK).

2 Die Aktivitäten Information, Förderung und Aufwertung von Agrarerzeugnissen, nachgenannt Förderung, werden an die WLK übertragen.
3 Durch Vereinbarung kann die WLK bestimmte Aufgaben Organismen anvertrauen, die ihr prinzipiell angehören.

Art. 10
Organisation
1 Die Förderungsaktivitäten laufen im Rahmen eines spezifischen Reglements der WLK, das der Genehmigung des Departements unterliegt, ab. 

2 Die Prüfung angesichts dieser Genehmigung bezieht sich insbesondere auf die folgenden Punkte:

a)
die Organisation, namentlich die Beschluss- und Ausführungsorgane. Es wird auf eine  gerechte Vertretung der verschiedenen Produktionsbereiche ebenso des Handels unter Berücksichtigung ihres Finanzbeitrages Wert gelegt;
b) Abgabepflicht;

c)
die Verfahren und die Grundlagen der Erfassung, der Erhebung und der Zahlungen der Gebühren;
d)
die Kontrollen;

e) die Verteilung und die Bereitstellung von Fonds und die Anrechnung der Kosten unter der Bedingung, dass die verkaufsfördernden Aktivitäten verhältnismässig zum Finanzbeitrag jedes Bereiches sind.
Art. 11
Schätzungsgrundlage
1 Für die Hersteller gelten die Katasterdaten, die von den kommunalen Verantwortlichen übermittelt und durch die Schätzungsbehörde, die periodische Kontrollen durchführt, geprüft wurden. 

2 Verfügt der Kanton bereits über die notwendigen Daten, übergibt er sie der Schätzungsbehörde. 
3 Für die Einkellerer gelten die Daten der Weinlesekontrolle, die durch das Kantonslaboratorium erstellt wurden.

4 Für die anderen abgabepflichtigen Erzeugnisse, müssen die Hersteller und Händler die erforderlichen Daten der Schätzungsbehörde bis spätestens am 30. April des Jahres, das auf das Jahr der Herstellung folgt, anhand der ihnen zugestellten ad hoc Methode, übermitteln. 
Art. 12
Zahlungsmodalitäten
1 Die Mitteilung erfolgt spätestens am 30. Mai, die Gebühren müssen innert 30 Tage nach Mitteilung bezahlt werden. 
2 Die Gebühren, die nicht in der gesetzlichen Frist bezahlt werden, werden zu 5 Prozent verzinst.

3 Die Mahngebühren und Betreibungskosten gehen zu Lasten des Abgabepflichtigen.
Titel 3 :
Strukturverbesserungen

Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

Abschnitt 1
Vorprüfung

Art. 13
Vorherige Antragsstellung
Jeder Strukturverbesserungsantrag muss vor Beginn aller technischen Studien dem Departement übergeben werden, welches  Anweisungen in Bezug auf die Vorstudien erteilt.
Art. 14
Prüfung des Antrags
Auf Grund der geforderten Dokumente bewertet das Departement die Anträge unter Berücksichtigung folgender Kriterien:

a) Zweckmässigkeit für die Agrarwirtschaft der betreffenden Region;
b) Zugehörigkeit der subventionierbaren Massnahmen;

c) Zugehörigkeit der Kategorie der potentiellen Subventionsempfänger; 
d) Materielle und personelle Lage des Antragsstellers;

e) Durchführbarkeit des Werkes;

f) Dringlichkeit seiner Ausführung.

2 Die Vorstudie kann nur beginnen, wenn die Annahmebedingungen erfüllt sind. Das Departement legt die Grundlagen der Studie fest und übt die Oberaufsicht aus. Es erlaubt dem Antragssteller die technischen Studien vorzunehmen.
3 In den Fällen obligatorischer Bodenverbesserungen ordnet der Staatsrat die Ausführung der Vorstudie und des Vorentwurfs an.
4 Zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens kann nur der Entscheid des Departements, welches den Antrag ablehnt, mit Beschwerde angefochten werden.
Art. 15
Studien
Wenn das Studienmandat nach den anwendbaren Regeln dem öffentlichen Beschaffungswesen zugeteilt werden muss, sind die folgenden Vorbehalte anwendbar:

 a) Der Auftrag wird erteilt, in der Annahme, dass das vollständige Werk durchgeführt wird;

 b) die Beschreibung des Mandats wird in vier verschiedene Elemente unterteilt und zwar, Vorstudie, Vorentwurf, endgültiges Projekt und Kostenverteilung;

 c) zu diesem Zeitpunkt werden die Kosten geschätzt; das beauftragte Büro ist unterrichtet und akzeptiert formell, dass am Ende jeder Studienphase das Mandat ohne Entschädigung unterbrochen werden kann, ausser für die geleistete Arbeit.

Abschnitt 2
Genehmigung des Projekts
Art. 16
Öffentliche Auflage und Koordinierung der Verfahren
1 Dieses Verfahren umfasst sämtliche erforderlichen Untersuchungen im Hinblick auf die Erlangung der notwendigen Bewilligungen, insbesondere auf Grund der Gesetzgebungen über die Wälder, die Gewässer, den Bau, die Raumplanung, den Umweltschutz, die Jagd und Fischerei, den Natur- und Landschaftsschutz  und den Tierschutz. 
2 Für Projekte die Enteignungen erfordern, umfassen die Untersuchungsunterlagen neben dem Bericht und den Plänen des Projekts noch einen Plan und eine Tabelle der Einflüsse, eine Beschreibung der geplanten Grenzverbesserungen und das Schicksal eines Überschusses. 

Art. 17
Zuständige Behörde
1 Die zuständige Behörde wird anhand der finanzwirtschaftlichen und administrativen Gesetzgebung bestimmt. 
2 Bei gleichzeitiger Bereitstellung eines Investitionskredites und eines Beitrages wird die Zuständigkeit durch den grösseren Betrag festgelegt.

3 Die gleiche Behörde ist zuständig für die Gesamtheit der notwendigen Entscheide, unter Vorbehalt der Spezialbewilligungen.
4 Die Bundesbeiträge werden zur Berechnung des entscheidenden Wertes nicht berücksichtigt.
Art. 18
Vorheriges Gutachten und Spezialbewilligungen
1 Die vom Projekt betroffenen Organe werden befragt und geben Gutachten ab, von denen die Entscheidungsbehörde nur mit ausreichenden Gründen abschweifen kann.

2 Die von der zuständigen Behörde ausgestellten Spezialbewilligungen, werden an die Entscheidungsbehörde übergeben, welche sie in den Gesamtentscheid  miteinbezieht.  Es handelt sich namentlich um:

a) die Bewilligung zur Urbarmachung des Bodens;

b) die Bewilligung zur Wasserprobenentnahme. 
Art. 19
Einsprache
1 Das Recht Einsprache zu erheben hat:

a) derjenige, der durch das eingereichte Projekt direkt in seinem schutzwürdigen Interesse verletzt ist;

b) jede andere natürliche oder juristische Person die das Gesetz zur Beschwerde ermächtigt.

2 Die Einsprache muss ausreichend begründet sein, ansonsten ist sie unzulässig. Im Übrigen kann   nur die Verletzung der Bestimmungen des öffentlichen Rechts gerügt werden. 
Art. 20
Versöhnungsversuch
1 Bei Einsprachen kann die zuständige Behörde die Parteien zu einem Versöhnungsversuch vorladen.

2 Das Ergebnis der Verhandlungen und der Hinweis der nicht beseitigten Einsprachen werden in einem Protokoll vermerkt.

Art. 21
Genehmigung des Projekts
1Die zuständige Behörde entscheidet über die nicht beseitigten Einsprachen und genehmigt das endgültige Projekt ganz oder teilweise.

2 Änderungen am endgültigen Projekt müssen demselben Verfahren, wie jenem zur Genehmigung unterzogen werden, es sei denn, es handle sich um unerhebliche Änderungen, die durch das Departement genehmigt werden können.
Abschnitt 3
Finanzierung
Art. 22
Finanzierung
1 Gewährt der Kanton zusätzlich zu den Bundeshilfen Beiträge, sind die Bestimmungen des Bundes anwendbar.

2 In den übrigen Fällen erstellt das Departement, auf Grund der vom Staatsrat beschlossenen Massnahmen Richtlinien, namentlich:

a) die Bewilligungsvoraussetzungen;

b) die potentiellen Empfänger;

c) die Beitragssätze;

d) die Berechnungsmethoden ;

e) das Bewilligungsverfahren ;

f) die Ausführungsbedingungen;

g) die Überwachungsmassnahmen.

Abschnitt 4
Verwirklichung des Werkes

Art. 23
Baubeginn
1 Die Ausführungsarbeiten können nur mit der schriftlichen Genehmigung des Departements beginnen.
2 Dieses entscheidet nur, wenn der Entscheid über die Projektgenehmigung und den Zuschuss der Finanzhilfen rechtskräftig sind.
3 Ist die Dringlichkeit der Arbeiten erwiesen oder würde eine Koordinierung mit anderen Arbeiten zu substantiellen Einsparungen für den Bauherren führen, kann es eine vorzeitige Genehmigung der Arbeiten ohne negativen Einfluss auf eine spätere Beitragsbewilligung erteilen. Diese Genehmigung verleiht keinen Anspruch auf Investitionshilfen.

Art. 24
Aufsicht
Das Departement übt die Oberaufsicht über die Ausführung der Arbeiten aus.
Art. 25
Ausführung
1 Die technischen Büros, die vom Bauherrn beauftragt wurden, sind für die Verwirklichung der Projekte, nach den Regeln der Kunst und unter Berücksichtigung der Kosten und den Bedingungen des Gesamtentscheids, verantwortlich.

2 Sie müssen ihren Auftrag in Übereinstimmung mit dem Departement und gemäss den eidgenössischen und kantonalen Gesetzesgrundlagen wahrnehmen. 
Art. 26
Anerkennung der Arbeiten
1 Die ausgeführten Arbeiten erfordern die Anerkennung des Departements, welches überprüft ob die unterstützten Massnahmen verwirklicht und die Beitragsvoraussetzungen eingehalten wurden.
2 Bei festgestellten Fehlern wird dem Bauherrn eine Frist gewährt, um die notwendigen Änderungen durchzuführen.
Art. 27
Frist zur Ausführungen
1 Der Kanton setzt zusammen mit der zuständigen Bundesbehörde eine Frist zur Ausführung der Arbeiten und zur Einreichung der Endabrechnung an.
2 Wenn die Frist nicht eingehalten werden kann, muss ein begründeter Antrag auf Fristverlängerung mindestens zwei Monate vor Ablauf der Frist dem Departement eingereicht werden, ansonsten fällt die Restzahlung des Beitrages dahin.
3 Wird mit der Verwirklichung des Werks nicht innert zwölf Monate nach Erteilung der Genehmigung begonnen und der Aufforderung dazu nicht Folge geleistet, verlieren die Entscheide ihre entfaltete Wirkung.

Kapitel 2
Gemeinschaftliche von einer  Bodenverbesserungsgenossenschaft durch geführte Massnahmen

Abschnitt 1
Vorprüfung
Art. 28
Vorherige Antragsstellung
Wird die Durchführung einer Strukturverbesserung durch eine Bodenverbesserungsgenossenschaft vorgesehen, wird der Antrag durch einen Initiativausschuss oder durch die Gemeinde an das Departement gestellt.

Art. 29
Provisorisches Beizugsgebiet
1 Die Initianten unterbreiten dem Departement Unterlagen, welche für den Eintretungsentscheid erforderlich sind, insbesondere umfassen die Vorstudien:

a) einen Verwaltungsplan für den ländlichen Raum oder ein Bewirtschaftungsplan für die Alpen;

b) einen Plan des vorgesehenen Beizugsgebietes, gegebenenfalls Unter-Beizugsgebiete;

c) einen Parzellenplan des Beizugsgebietes und einen Bericht, der eine statistische Beschreibung des Eigentumstandes aufweist, namentlich die Anzahl der betroffenen Parzellen, der Eigentümer die pro Eigentumskapitel eingetragen wurden, sowie den vorhersehbaren Neugruppierungssatz;

d) die Ziele der Umgestaltung und die erwarteten Vorteile auf der Ebene der regionalen Wirtschaft ;

e) einen Kostenvoranschlag der vorgesehenen Investitionen;

f) einen Entwurf der Statuten der Genossenschaft.
2 Das Departement kann den Initiatianten Ausdehnungen oder Verkleinerungen des provisorischen Beizugsgebietes vorschlagen.

3 Das Beizugsgebiet umschliesst den gesamten Boden der geeignet ist, einen Nutzen aus der vorgesehenen Verbesserung zu ziehen. Er kann sich auf mehrere Gemeinden ausdehnen und in Unter-Beizugsgebiete unterteilt werden. 
Art. 30
Genehmigung der Vorstudie 
1 Das Departement schreitet zur Analyse der eingereichten Unterlagen, befragt die betroffenen Dienststellen und koordiniert die Kontakte mit den zuständigen Bundesbehörden.
2 Das Departement genehmigt die Vorstudien, indem es sie an die Bedürfnisse und Bedingungen anpasst.

Art. 31
  Öffentliche Vernehmlassung der Vorstudien
1 Der Vorentwurf wird zur öffentlichen Vernehmlassung während 30 Tagen in der oder den betroffenen Gemeinden aufgelegt.

2 Allfällige Vorschläge oder Bemerkungen müssen innert 30 Tagen ab Beginn der öffentlichen Vernehmlassung dem Departement eingereicht werden, welches notfalls eine Neubearbeitung des Vorentwurfs vorschlägt.
Art. 32
Öffentliche Information  
1 Eine Orientierungs- und Informationssitzung über den Vorentwurf findet während den ersten 15 Tagen der öffentlichen Vernehmlassung statt.

2 Das Departement beruft die Betroffenen mittels Veröffentlichung im Amtsblatt und schriftlich ein.
3 Die Informationssitzung wird von den Initiatianten organisiert und geleitet. Während dieser Versammlung finden keine Abstimmungen, jedoch durchaus eine Beratungen statt.

Art. 33
Öffentliche Vernehmlassung des Vorentwurfs 
1 Folgen aus der ersten öffentlichen Vernehmlassung Änderungen, die sich als notwendig erweisen, wird der Vorentwurf dementsprechend angepasst und ein weiteres Mal in die öffentlichen Vernehmlassung geschickt.   

2 Die Vernehmlassungsfrist beträgt in diesem Fall zehn Tage. Die Schlussbemerkungen müssen in derselben Frist an das Departement erfolgen. 
3 Zu diesem Zeitpunkt des Verfahrens kann nur der Entscheid des Departements, welches den Antrag ablehnt, mit Beschwerde angefochten werden.
Abschnitt 2
Durchführungsentscheid

Art. 34
Die Einberufung
1 Im Augenblick der öffentlichen Vernehmlassung, nach Prüfung der Vorschläge und Bemerkungen  und nach der Aktualisierung der Akten, beruft das Departement mindestens dreissig Tage zum Voraus die betroffenen Eigentümer zur Gründungsversammlung ein.  

2 Die Einberufung erfolgt per Einschreiben an jeden einzelnen Eigentümer und durch Veröffentlichung im Amtsblatt.

3Auf Antrag wird jeder Einberufung ein Wahlbulletin beigelegt, welches dem Eigentümer die Möglichkeit zur schriftlichen Stellungnahme gibt.  

3 Die Einberufung beinhaltet namentlich die Tagesordnung, sowie die Vorschriften in Bezug auf das Stimmrecht der Eigentümer. Insbesondere werden Informationen über die Folgen einer Abwesenheit bei der Abstimmung gegeben.  

Art. 35
Verhalten der Versammlung und Entscheidung

1 Die Versammlung wird vom Präfekten des Bezirks geleitet. Der Gemeinderichter nimmt an der Versammlung teil und identifiziert wenn nötig die Eigentümer. 
2 Die Eigentümerversammlung entscheidet gleichzeitig über die Gründung einer Genossenschaft und über die Verwirklichung des Werkes.

3 Grundsätzlich findet die Wahl mündlich statt. Wenn 1/10 der Eigentümer es wünschen, findet die Wahl anhand der ausgehändigten Wahlbulletins schriftlich statt.
4 Wird eine Genossenschaft gegründet, wird der Entscheid im Amtsblatt öffentlich aufgelegt.

Art. 36
Besitzstand
1 Der Besitzstand wird durch das Grundbuchamt oder notfalls durch die Unterlagen des Katasters oder anhand der Steuern bestätigt. 

2 Die Gemeinden liefern den Initianten kostenlos alle erforderlichen Auskünfte. 
3 Die Kosten für die Aktualisierung dieser Unterlagen gehen ebenfalls an die Gemeinden.
4 Das Departement legt die Anforderungen an den Besitzesstand fest. 
Art. 37
Entscheid
1 Jeder Eigentümer verfügt nur über eine Stimme.

2 Die Miteigentümer und gemeinschaftlichen Eigentümer verfügen über eine einzige Stimme.

3 Bei Miteigentum entscheidet die Mehrheit der Miteigentümer, diejenigen die sich enthalten, stimmen dem Projekt zu.  Bei Gleichheit wird die Wahl als positiv betrachtet.
4 Bei gemeinschaftlichem Eigentum muss ein Vertreter ernannt werden.
5 Die Eigentümer können auch schriftlich abstimmen. Die Bulletins sind mindestens zehn Tage vor Beginn der Versammlung dem Departement zuzusenden oder anlässlich der Versammlung im Wahlbüro abzugeben.  
6 Die Vertretung ist mittels einer Vollmacht mit beglaubigter Unterschrift möglich.

Abschnitt 3
Organe der Genossenschaft

Art. 38
Organe der Genossenschaft
1 Die Generalversammlung setzt sich aus allen Eigentümern der Liegenschaften, die vom Beizugsgebiet erfasst werden, zusammen. Jeder Eigentümer hat Anspruch auf eine Stimme, unabhängig  von der Fläche der Parzelle.

2 Die Miteigentümer und gemeinschaftlichen Eigentümer bestimmen einen gemeinsamen Rechtsvertreter für alle  Abstimmungsfragen in Bezug auf die Aktivitäten der Genossenschaft.
3 Die Zusammensetzung des Vorstandes und der Rechnungsprüfungskommission ist so gewählt, dass  die Interessen aller Unter-Beizugsgebiete vertreten sind.

Art. 39
Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstandes
1 Die Hauptaufgabe des Vorstands besteht darin, die Aktivitäten der Genossenschaft zu steuern.
2 Seine Zuständigkeiten liegen ohne vorgängige Berichterstattung bei der Generalversammlung im Behandeln folgender Elemente: 

a) im Pflegen der Beziehungen mit den Büros, beauftragten Unternehmen, den kantonalen und kommunalen Verwaltungsbehörden sowie mit der Ausführungskommission die zur Ausführung des Werkes erforderlich sind;

b) im Verteilen der Aufträgen und mit dem Beginn der Ausschreibung von Arbeiten;

c) über die Erhebung von Zwischenleitungen zu entscheiden;

d) in der Eröffnung von Konten die dem Bau derjenigen begrenzten Arbeiten dienen, die mit Beiträgen unterstützt werden. 

3 Er informiert die Generalversammlung über seine Entscheide.
Art. 40
Ausführungskommission
1 Die Ausführungskommission setzt sich zusammen aus einem Präsidenten, einem Stellvertreter und zwei beisitzenden Mitgliedern, die kein Interesse am Werk aufweisen die von Experten, die vom Staatsrat zu Beginn der Amtsperiode bestimmt werden, ernennt werden.
2 Der Präsident und der Stellvertreter werden vom Departement gewählt.

3 Das zweite Mitglied wird vom Gemeinderat und das dritte vom Vorstand der Genossenschaft oder wenn der Bauherr des Werkes nicht eine solche ist, vom Präfekten vorgeschlagen.

Art. 41
Rolle der Kommission
1Die Ausführungskommission erfüllt in Zusammenarbeit mit dem technischen Büro insbesondere die folgenden Aufgaben:
a) Bewertung des Landes und der verschiedenen Kulturen; 

b) Schaffung von Massstäben für die Kostenverteilung, wenn es sich beim Bauherren um eine Genossenschaft handelt; 
c) die jeweiligen Wünsche bei der Neuzuteilung einholen;

d) Ausarbeitung einer Liste der Forderungen und die Festlegung der Ausscheidungskriterien;

e) Ausarbeitung des Projekts des neuen Zustandes und des Plans der Dienstbarkeiten, die aufrechterhalten, abgeschafft oder errichtet werden;

f) Einschätzung der vorübergehenden Werte;

g) Ausarbeitung eines Verzeichnisses in Bezug auf die Ausgleichszahlungen;

h) Festlegung der Grundsätze der Kostenverteilung;

i) Vorbereitung der öffentlichen Auflage, wobei sie zur Beseitigung der Einsprachen zuständig ist;

j) Behandlung der Einsprachen und  Suche nach einvernehmlichen Lösungen;

k) Aktualisierung der Pläne und Verzeichnisse im Anschluss an die Beseitigung von Beschwerden und Einsprachen und Mitteilung an die betroffenen Eigentümer.
2 Ausserdem verfügt sie über alle Zuständigkeitsbereiche, die nicht ausschliesslich anderen Organen zugewiesen werden.
3 Das Departement erteilt den Mitgliedern der Ausführungskommission die erforderlichen Anweisungen um die Ausführung ihres Auftrages zu vereinfachen.

Abschnitt 4
Verwirklichung der gemeinschaftlichen Massnahmen

Art. 42
Zeitweilige Inanspruchnahme des Bodens
Die zeitweilige Inanspruchnahme Einspannen des Bodens innerhalb des Beizugsgebietes führt grundsätzlich zu keiner Entschädigung, sofern  diese Auslastung für die Ausführung der Arbeiten erforderlich ist und die Bewirtschaftung nicht bedroht ist.

Art. 43
Zwischenleistungen
Während der Ausführung des Werkes können Zwischenleistungen auf Grund der voraussehbaren Kosten gefordert werden.

Abschnitt 5
Spezifische Bestimmungen in Bezug auf Landumlegungen

Art. 44
Obligatorische Landumlegung
1 Eine obligatorische Landumlegung kann vorgenommen werden, namentlich wenn:

a) die Verwirklichung bedeutender Werke die Bedingungen einer rationellen landwirtschaftliche Bodenbewirtschaftung zutiefst beinträchtigen oder wenn dadurch die bestehenden Bodenverbesserungswerke unwirksam werden ;

b) Naturereignisse oder Störfälle die bestehenden Bodenverbesserungswerke zerstören und die Wiederherstellung des früheren Parzellenzustandes und der Einrichtungen sich als sehr kostenaufwendig erweist.

c) die Interessen der Landwirtschaft, der Raunplanung oder des Natur- und Landwirtschaftsschutzes die Umsetzung einer geeigneten und vernünftigen Verwaltung des ländlichen Raumes erfordern.

2 Nach der öffentlichen Vernehmlassung des Vorentwurfs ordnet der Staatsrat die Verwirklichung der Landumlegung an und veröffentlicht seinen Entscheid im Amtsblatt.

3 Sobald die Ausführung des Werkes angeordnet ist, kann die Gemeinde als Bauherr handeln oder die Ausführung des Werkes einer Bodenverbesserungsgenossenschaft anvertrauen.

4 Der Staatsrat oder gegebenenfalls die Gemeinde kann, falls nötig eine Genossenschaft gründen und die Mitglieder des Vorstandes ernennen.

Art. 45
Landumlegung nach Vereinbarung
1 Die Vollzugsaufgaben der Landumlegung obliegen einem Experten, der von den Eigentümern mit dem Einverständnis des Departements bestimmt wurde.

2 Das durch das Departement genehmigte endgültige Projekt dient als Beleg zur Anmeldung im Grundbuch.

Art. 46


Alter Zustand 
1 Die Operationen des alten Zustand werden auf Grund der bestehenden Katasterdokumente, und falls nötig, auf  Grund jener des Grundbuchamtes durchgeführt.

2 Liegen keine amtlichen Vermessungen vor, müssen die Katasterdokumente überprüft werden.

3 Erweisen sich letztere als ungenügend, verlangt das Departement die Verpfählung und die Aufhebung des alten Zustands.

4 Die Ansprüche in Bezug auf den Besitzstand oder auf die Grenzen der Parzellen werden gemäss Zivilprozessordnung geregelt. 
Art. 47
Bodenschätzung
1 Die Bodenschätzung erfolgt unter Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten und des landwirtschaftlichen Wertes der Grundstücke.
2 Die Bauparzellen werden nach dem Verkehrswert und die Waldparzellen nach den forstlichen Richtlinien geschätzt.
3 Die Gebäude, Obst- und Zierbäume, Quellen und andere spezielle Kulturen sind getrennt zu schätzen.
Art. 48
Einlagewert
1 Der Gesamtwert der Grundstücke eines Kapitels entspricht dem Bruttoeinlagewert des alten Zustandes jedes Eigentümers.

2 Für die gemeinsamen Werke wird ein Abzug auf den Bruttoeinlagewert des alten Zustandes vorgenommen. Dieser Abzug erfolgt entweder auf die Fläche oder auf den Wert.
3 Der Wert der Grundstücke eines Kapitels stellt nach deren Prozentabzug für die gemeinsamen Anlagen den Nettoanspruch an den alten Zustand des Eigentümers dar.
Art. 49
Erwerb der für das Unternehmen erforderlichen Grundstücke
Die zur Verwirklichung des Unternehmens erforderlichen Grundstücke können namentlich erworben werden:
a)
über Ausscheidung der Einlagewerte;

b)
über den entschädigungslosen prozentualen Abzug auf alles Eigentum innerhalb des Unternehmens auf den Einlagewert oder auf die Fläche;

c)
über den freihändigen Erwerb durch die Genossenschaft;

d)
über einen zusätzlichen Abzug, bestimmt durch die Gemeinden oder durch den Staatsrat für Werke die im öffentlichen Interesse liegen oder für Schutzbelange; dieser zusätzliche Abzug muss der Genossenschaft zum Verkehrswert entschädigt werden.

Art. 50
Grundbuchsperre
1  Der Neuzuteilungsentwurf stützt sich auf den Besitzstand nach Genehmigung des alten Zustandes ab. Von dieser Genehmigung an wird die Grundbuchsperre eingeführt. Nach deren Veröffentlichung kann keine rechtliche oder tatsächliche Änderung am Grundeigentum vorgenommen werden ohne ausdrückliche Genehmigung des Departements. 
2 Der Vorstand zeigt 30 Tage im Voraus durch Veröffentlichung im Amtsblatt den Beginn der Grundbuchsperre an. Die Grundbuchsperre fällt mit der endgültigen Neuzuteilung der Parzellen dahin. 3 Eigentumsübertragungen nach diesem Datum können die Ausführungskommission nicht binden, die Grundsätze der Neuzuteilung zu überarbeiten.

4 Vorbehalten bleibt die Zwangsveräusserung.

Art. 51
Ausarbeitung des neuen Zustandes
1 Die Ausführungskommission nimmt in Zusammenarbeit mit dem technischen Büro bei der Erarbeitung des neuen Zustandes soweit möglich auf folgende Grundsätze Rücksicht:
a) der Eigentümer muss die Gelegenheit haben, seine Wünsche in Bezug auf die Neuzuteilung zu äussern;

b) unter Berücksichtigung der örtlichen Bedingungen muss die Neugliederung der Parzellen so dicht wie möglich sein;

c) soweit wie möglich, müssen die neuen Parzellen eine regelmässige Form aufweisen und über einen Zugang verfügen;

d) jeder Eigentümer muss, soweit möglich, im Ausgleich zu den abgetretenen Parzellen neue Grundstücke gleicher Art und gleichen Wertes zurückerhalten. Erweist es sich als unmöglich, einem Eigentümer für die Parzellen, die er abtritt, vollen Ersatz an Land zu leisten, wird ausnahmsweise das Mehr- oder Mindermass zu seinen Gunsten oder zu seinen Lasten in Geld ausgeglichen; 

e) die Dienstbarkeiten werden aufgehoben oder den neuen Gegebenheiten angepasst;

f) auf die Bedürfnisse der öffentlich-rechtlichen Körperschaften ist Rücksicht zu nehmen;

g) alle Ansprüche, welche nicht 20 Prozent des durchschnittlichen Anspruches erreichen, können ausgeschieden werden mit Ausnahme der Haus- und Baumgärten, die zu Wohnhäusern gehören oder sich in der Bauzone befinden; 
h) die Auflösung des Miteigentums beziehungsweise des gemeinschaftlichen Eigentums erfolgt durch Beurkundung frei von Gebühren. Die entsprechenden Anteile werden auf die Ansprüche der verschiedenen Kapitel übertragen.

2 Die von der Genossenschaft erworbenen und für die gemeinsamen Anlagen nicht benötigten Flächen bilden das Massenland. Sie umfassen insbesondere diejenigen Grundstücke, die von ihren Eigentümern verlassen wurden.

Art. 52
Genehmigung und Inbesitznahme des neuen Zustandes
1 Nach Verpfählung der  Parzellen schlägt das Departement dem Staatsrat die ganz oder teilweise Genehmigung sowie die Inbesitznahme des neuen Zustandes vor.

2 Der Staatsrat genehmigt den neuen Zustand ganz oder teilweise, sofern dies ohne Auswirkungen auf die noch umstrittenen Teile möglich ist.
3 Der neue Zustand entfaltet durch die Genehmigung des Staatsrates seine Rechtskraft.

4 Die Genehmigung des neuen Zustandes streicht die Grundbuchsperre.

Art. 53
Rechtsänderungen
Durch die Genehmigung des neuen Zustandes treten die vom Gesetz vorgesehenen Rechtsänderungen in Kraft.

Art. 54
Vorübergehende Werte

Nur die vorübergehenden Werte (Bäume, Leitungsmasten, Fahrnisbauten usw.) der Parzellen sowie die wiederverwertbaren bereits vorhandenen Infrastrukturen, welche im neuen Zustand einem Eigentümer zugeteilt werden, sind zu schätzen.

Art. 55
Ausgleichszahlung

Die Ausgleichszahlung besteht aus:

a) der Differenz zwischen dem Nettoanspruch des alten Zustandes und der Neuzuteilung;

b) der Differenz zwischen den abgetretenen und den neu zugeteilten vorübergehenden Werten.

Art. 56
Verkauf des Massenlandes

1 Die Parzellen, welche nach Inkrafttreten des neuen Zustandes der Genossenschaft verbleiben, werden in einer ersten Versteigerung lediglich unter den Genossenschaftsmitgliedern verkauft. 

2 Die Eigentümer der Massen müssen sich an den Werkkosten beteiligen.  

Art. 57
Vermarktung

Die mit der Landumlegung verbundenen geometrischen Arbeiten sind so auszuführen, dass sie für die spätere amtliche Vermessung und für das Grundbuch verwendet werden können.

Art. 58
Ausgleichszahlungstabelle

1 Nach Beseitigung der Beschwerden in Bezug auf den neuen Zustand wird die Ausgleichszahlungstabelle erstellt.

2 Bei Eigentumsübertragungen vor der öffentlichen Auflage der Ausgleichszahlungen, fallen diese zu Gunsten oder zu Lasten des ehemaligen Eigentümers.

Art. 59
Eigentumsübertragung 
1 Nach Beseitigung der Beschwerden gegen den neuen Zustand, die Vermarktung und den Plan der Dienstbarkeiten verlangt das Departement die Eintragung des neuen Zustandes der Parzellen und der Dienstbarkeiten im Grundbuch.

2 Zu diesem Zweck sind folgende Unterlagen dem Grundbuchamt und den betroffenen Gemeindeverwaltungen zuzustellen:
a)
die Pläne des neuen Zustandes;

b)
die Korrelationstabelle alter Zustand – neuer Zustand;

c)
die Pläne und Verzeichnisse der Dienstbarkeiten.
3 Diese Unterlagen dienen als Grundlage für Änderungen im Kataster und in den öffentlichen Registern. 
4 Die zuständigen Stellen nehmen die erforderlichen Änderungen, Eintragungen und Anmerkungen entschädigungslos vor.

Art. 60

Übertragung der Hypotheken und Grundpfandrechte
Übertragung der Grundpfandrechte, der freiwillige Rückkauf der Schuldbriefe durch den Schuldner und die Auszahlung von Entschädigungen und Ausgleich für grundpfandbelastete Grundstücke erfolgen nach den Bestimmungen der Artikel 802 - 804 des Zivilgesetzbuches.

Art. 61

Öffentliche Auflagen 1 Im Verhältnis des Arbeitsfortschrittes legt der Vorstand während 30 Tagen die für jede Phase des Projektes entsprechenden Unterlagen öffentlich auf, insbesondere bezüglich: 

a) des alten Zustandes; 
b) der Ausführungsprojekte; 
c) der Schätzung der Parzellen und Kulturen; 
d) der Anspruchstabellen des alten Zustandes sowie der Tabelle allfälliger Ausscheidungen; 
e) der Zwischenleistungen; 
f) des neuen Zustandes, des Planes der Dienstbarkeiten und der Tabelle der Neuzuteilungsansprüche; 
g) der Ausgleichszahlungstabelle; 
h) der Vermarktung des neuen Zustandes; 
i) des Kostenverteilerprojektes; 
j) der Schlussabrechnung und des Kostenverteilung zu Lasten der Beteiligten.

2 Der Vorstand kann im Einvernehmen mit dem Departement noch andere öffentliche Auflagen vorsehen. 
3 Die Ausführungskommission ist zuständig für die Einsprachenerledigung gegen:

a) den alten Zustand; 
b) die Schätzung der Parzellen und Kulturen; 
c) die Anspruchstabellen des alten Zustandes sowie die Tabelle allfälliger Ausscheidungen; 
d) den neuen Zustand, die Dienstbarkeiten und die Tabelle der Neuzuteilungsansprüche; 
e) die Ausgleichszahlungstabelle; 
f) die Vermarktung des neuen Zustandes; 
g) das Kostenverteilerprojekt.
Titel 4 :
Landwirtschaftliches Pachtrecht
Kapitel 1
Vorpachtrecht der Nachkommen des Verpächters
Art. 62
Grundsätze

1 Bei der Verpachtung eines landwirtschaftlichen Gewerbes besitzen die Nachkommen des Eigentümers, welche dieses selber bewirtschaften wollen und dafür geeignet sind, ein Vorpachtrecht im Sinne des Bundesgesetzes.

2 Das Vorpachtrecht kann nicht geltend gemacht werden wenn:

a) die Verpachtung an die Nachkommen für den Verpächter objektiv nicht tragbar ist; 

b) der Verpächter den Betrieb an einen anderen Nachkommen verpachtet; 
c) der Pachtvertrag fortgesetzt oder verlängert wird.
Art. 63
Ausübung
1 Will der Verpächter seinen Betrieb verpachten, muss er als erstes seinen Nachkommen ein schriftliches Angebot unterbreiten und auf die Vertragsbedingungen hinweisen.

2 Wollen ein oder mehrere Nachkommen ihr Recht geltend machen, teilen sie dies dem Verpächter innert 30 Tage nach Erhalt des Angebots schriftlich mit.

3 Falls keiner der ordnungsgemäss orientierten Anspruchberechtigten innerhalb der gesetzten Frist einen Antrag hinterlegt hat, ist es dem Verpächter freigestellt, den Betrieb an einen Dritten zu verpachten. 
Art. 64
Anerkennung

1 Das Vorpachtrecht wird anerkannt, wenn der Verpächter dieses nicht innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Antrags gegenüber den Anspruchsberechtigten anficht.  

2 Die Anfechtung muss schriftlich  begründet  erfolgen.  

3 Machen mehrere Nachkommen ihr Recht geltend, entscheidet der Verpächter mit welchem von ihnen er den landwirtschaftlichen Pachtvertrag abschliessen will.

Art. 65
Rechtsfolgen

1 Stellt der Richter fest, dass der Nachkomme Anrecht auf das verpachtete Gewerbe hat, muss die Drittperson, welcher das Nutzungsrecht zugesprochen wurde, dieses auf den nächsten Termin im Frühling oder Herbst, unter Berücksichtigung der Kündigungsfrist von sechs Monaten, an den Anspruchsberechtigten abtreten. 

2 Der Verpächter haftet für den der Drittperson durch die Übernahme des Gewerbes durch den Nachkommen entstandenen Schaden.
Kapitel 2
Vorpachtrecht an Alpweiden

Art. 66
Grundsätze

1 Es wird ein Vorpachtrecht an benachbarten Alpweiden zu Gunsten der Landwirte der Bergregionen eingeführt.

2 Das Vorpachtrecht wird auf die Landwirte dieser Regionen beschränkt, wenn sie:

a) die Bergweiden für ihren eigenen Viehbestand brauchen wollen;

b) ein landwirtschaftliches Gewerbe in der Standortgemeinde der Bergweiden oder in einer benachbarten Gemeinde betreiben.

3 Das Vorpachtrecht fällt dahin, wenn:

a) der Verpächter an einen anderen Vorpachtberechtigten verpachtet;

b) die Verpachtung der Alpweiden in Zusammenhang mit der Verpachtung eines Gewerbes geschieht;

c) der Verpächter weniger als fünf Nutzungsrechte an der gleichen Alpweide verpachtet;

d) der Pachtvertrag fortgesetzt oder verlängert wird ;

e) die Verpachtung für den Verpächter objektiv untragbar ist.

Art. 67
Veröffentlichung

Die Verpachtung der Alpweiden muss vom Verpächter bis spätestens am 31. Januar des Jahres, in welchem vom Nutzungsrecht Gebrauch gemacht wird, unter Angabe der Pachtbestimmungen im Amtsblatt des Kantons Wallis und am öffentlichen Anschlagbrett der Standortgemeinde öffentlich aufgelegt werden.

Art. 68
Ausübung

1 Jeder, der sein Vorpachtrecht ausüben will, muss dies dem Verpächter innert 30 Tagen nach Veröffentlichung des Verpachtungsangebots schriftlich mitteilen.

2 Melden sich mehrere Vorpachtberechtigte als Pächter, entscheidet der Verpächter, mit welchem von ihnen er den landwirtschaftlichen Pachtvertrag abschliessen will. 
Art. 69
Mitteilung

Der Verpächter teilt den abgewiesenen Vorpachtberechtigten innerhalb von 10 Tagen nach Abschluss des Vertrages schriftlich den Namen des Vertragsschliessenden mit.

Art. 70
Anfechtung

1 Lehnt der Verpächter das Angebot eines Vorpachtberechtigten ab, oder können sich der Vorpachtberechtigte und der Verpächter nicht über die Bedingungen einigen, kann der Vorpachtberechtigte beim Richter am Wohnort des Verpächters Klage einreichen, damit dieser sein Recht feststellt oder die Bedingungen des Pachtvertrages  festlegt. 

2 Das Klagerecht des abgewiesenen Vorpachtberechtigten fällt nach Ablauf der Frist von 30 Tagen ab Erhalt der schriftlichen Mitteilung über den Abschluss des Pachtvertrages dahin. 

Art. 71
Rechtsfolgen

1Stellt der Richter fest, dass die abgewiesene Person ein besseres Recht auf den Verpachteten Gegenstand hat, muss die Drittperson, welcher das Nutzungsrecht zugesprochen wurde, dieses auf den nächsten Termin im Frühling oder Herbst, unter Berücksichtigung der Kündigungsfrist von sechs Monaten, an den Anspruchsberechtigten abtreten. 
2 Der Verpächter haftet dem Dritten für den Schaden, der durch den Abschluss des Vertrages mit dem Vorpachtberechtigten entstanden ist.

Kapitel 3
Zuständige Behörden

Art. 72
Entscheidende Behörde

Das Departement ist zuständig für:

a) die Genehmigung von Vereinbarungen, die für die erste Pachtdauer für landwirtschaftliche Gewerbe weniger als neun Jahre und weniger als sechs Jahre für die einzelne Gebäude und die Fortsetzung von Pachtverträgen für eine Dauer von weniger als sechs vorsehen;

b) die Erteilung von Bewilligungen um von einem landwirtschaftlichen Gewerbe einzelne Grundstücke oder Teile von einzelnen Grundstücken zu verpachten (parzellenweisen Verpachtung);

c) die Behandlung der Einsprachen, die gegen die Zupacht eines Grundstückes und die Pacht eines weit vom Betriebszentrum des Pächters entfernten Grundstücks erhoben wurden;

d) die Genehmigung zur Verpachtung eines Gewerbes und für die Behandlung der Einsprachen in Bezug auf die vereinbarte Verpachtung eines Grundstücks;
e) die Fällung von Feststellungsverfügungen in Bezug auf die Reduktion der Pachtdauer, der parzellenweisen Verpachtung, der Zupacht und des Pachtzinses.
Art. 73
Einsprachebehörde

Die WLK kann gemäss Bundesgesetzgebung über die landwirtschaftliche Pacht beim Departement Einsprache erheben gegen:

a) die Zupacht eines landwirtschaftlichen Gebäudes oder einer Parzelle, wenn die vom Pächter genutzten Grundstücke bereits einer Bauernfamilie besonders gute Lebensgrundlagen bieten;

b) die Verpachtung eines vom Betriebszentrum des Pächters sehr entfernten Grundstückes;

c) den Pachtzins.

Titel 5 :
Schlussbestimmungen
Kapitel 1
Aufgehobene Bestimmungen
Art. 74


Sind aufgehoben:

a) die Verordnung betreffend die allgemeinen Bestimmungen zum Landwirtschaftsgesetz vom 2. Oktober 1996 (SR 910.100);

b) die Verordnung über die landwirtschaftlichen Strukturen vom 2. Oktober 1996 (SR 913.100);

c) das Grundreglement betreffend die Berechnung der abgestuften Subventionierung vom 3. Mai 1978 (SR 913.106) ;

d) das Reglement betreffend die Berechnung der abgestuften Subventionierung für landwirtschaftliche Strukturen vom 5. März 1997 (SR 913.107) ;

e) das Reglement betreffend die Fähigkeitsprüfung im Beruf als Landwirt für die Schüler, welche die kantonale Landwirtschaftliche Schule von Châteauneuf besucht haben vom 18. Mai 1983 (SR 915.100);

f) das Reglement über Berufslehre und die Lehrabschlussprüfung für Landwirte in der Landwirtschaftlichen Schule in Visp vom 7. Dezember 1994 (SR 915.101);

g) das Reglement betreffend die Lehrlingsprüfung im Rebbau vom 18. Mai 1983 (SR 915.102);

h) die Verordnung über die landwirtschaftliche Produktion vom 2. Oktober 1996 (SR 916.100) ;

i) das Reglement betreffend die Organisation der kantonalen Getreidezentrale vom 17. März 1939 (SR 916.110) ;

j) die Verordnung betreffend die Versicherung der Betriebsunfälle und die Unfallverhütung in der Landwirtschaft vom 2. Dezember 1955 (SR 917.100).
2 Der Beschluss betreffend die Zoneneinteilung des Walliser Rebberges vom 3. Oktober 1980 wird ab 31. Dezember 2009 aufgehoben.
Art. 76
Inkrafttreten


Diese Verordnung tritt in Kraft am…..
So beschlossen durch den Staatsrat in Sitten, den ….. 
Le président du Conseil d’Etat : Claude Roch
Le Chancelier d’Etat : Henri v. Roten
